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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des Rates 
vom 15. Februar 1971 zur Regeiung gesundheitiicher Fragen beim Handeisverkehr 
mit frischem Gefiügelfieisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Anwendung der gemeinsamen Marktorgani- 
sation für Geflügelfleisch wird nicht die erwarteten 
Folgen haben, solange der Handelsverkehr durch 
unterschiedliche gesundheitspolizeiliche Vorschrif- 
ten in den Mitgliedstaaten gehemmt wird. Die be- 
stehenden Unterschiede werden mit der Richtlinie 
des Rates vom 15. Februar 1971 zur Regelung ge- 
sundheitlicher Fragen beim Handelsverkehr mit fri- 
schem Geflügelfleisch nicht vollständig aufgeho- 
ben, da sie keine Bestimmungen über die Zerle- 
gungsbetriebe enthält. Es ist eine Vereinheitlichung 
der Hygiene- und Kontrollvorschriften erforderlich, 
die in diesen Zerlegungsbetrieben anzuwenden sind. 

Wie dies bereits bei den Schlachtbetrieben ge- 
handhabt wurde, muß es den Mitgliedstaaten über- 
lassen bleiben, die Zerlegungsbetriebe zuzulassen 
und für die Einhaltung der Zulassungsbedingungen 
zu sorgen. 

Angesichts der in einigen Mitgliedstaaten beste- 
henden Verhältnisse in bezug auf die Produktions- 
bedingungen für bestimmtes Geflügelfleisch hat es 
sich als notwendig herausgestellt, eine Verlänge- 


rung der Frist vorzusehen, innerhalb der diese Be- 
dingungen - insbesondere diejenigen, die sich auf 
das Ausweiden von Geflügel beziehen - beibehalten 
werden können. 

Es ist zweckmäßig, ein rasches und wirksames Ver- 
fahren anzuwenden, um an der vorgenannten Richt- 
linie des Rates die technischen Änderungen vorzu- 
nehmen, die sich infolge der Entwicklung der wissen- 
schaftlichen Kenntnisse als notwendig heraussteilen 
werden. 

Es empfiehlt sich, ein gemeinschaftliches Kontroll- 
system einzuführen, damit überprüft werden kann, 
ob die vorgeschriebenen Normen in allen Mitglied- 
staaten einheitlich angewandt werden. Außerdem 
ist vorzusehen, daß die Modalitäten dieser Kontrol- 
len nach einem Gemeinschaftsverfahren im Ständi- 
gen Veterinärausschuß festzulegen sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 15. Februar 1971 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim Handels- 
verkehr mit frischem Geflügelfleisch wird nach Maß- 
gabe der folgenden Artikel geändert. 

Art ike 1 2 

1 . Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie des 
Rates vom 15. Februar 1971 zur Regelung gesund- 
heitlicher Fragen beim Handelsverkehr mit fri- 
schem Geflügelfleisch erhält folgende Fassung; 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 8. März 1971, S. 23 
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„a) Es muß in einem nach Artikel 5 Absatz 1 zu- 
gelassenen und überwachten Schlachtbetrieb 
oder Zerlegungsbetrieb gewonnen sein;" 

2. Absatz 1 Buchstabe e desselben Artikels wird 
wie folgt ergänzt: 

„erforderlichenfalls kann nach dem in Artikel 12 a 
vorgesehenen Verfahren eine Änderung der Be- 
stimmungen dieses Kapitels beschlossen werden, 
um insbesondere den verschiedenen Aufma- 
chungsformen Rechnung zu tragen, sofern diese 
den Hygienevorschriften entsprechen." 

3. Im gleichen Artikel werden in Absatz 1 unter 
Buchstabe f nach „Schlachtbetrieben" die Worte 
„und Zerlegungsbetrieben" eingefügt. 


Artikel 3 

In Artikel 4 

— werden in Absatz 1 nach „Schlachtbetriebe" die 
Worte „und Zerlegungsbetriebe" und nach „11" 
die Nummer „Ila" eingefügt; 

— wird in Absatz 3 im 1. Gedankenstrich nach „11" 
die Nummer „Ila" eingefügt. 


Artikel 4 

1. Die Absätze 1 und 2 von Artikel 5 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„1. Die zuständige Zentralbehörde des Mitglied- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet sich der 
Schlachtbetrieb oder der Zerlegungsbetrieb 
befindet, trägt dafür Sorge, daß die in Arti- 
kel 1 Buchstabe a vorgesehene Zulassung 
nur dann erteilt wird, wenn die Bestimmun- 
gen des Anhangs I Kapitel I; I a, II und II a 
eingehalten sind und wenn dieser Schlacht- 
betrieb oder Zerlegungsbetrieb in der Lage 
ist, die übrigen Bedingungen nach diesem 
Anhang zu erfüllen; sie trägt ferner dafür 
Sorge, daß die Einhaltung dieser Bestimmun- 
gen von einem amtlichen Tierarzt überwacht 
wird und daß die Zulassung entzogen wird, 
wenn eine oder mehrere dieser Bestimmun- 
gen nicht mehr eingehalten werden. 


2. Alle zugelassenen Schlachtbetriebe und Zer- 
legungsbetriebe werden in gesonderte Ver- 
zeichnisse auf genommen, wobei jeder 

Schlachtbetrieb und jeder Zerlegungsbetrieb 
eine Veterinärkontrollnummer erhält. Jeder 
Mitgliedstaat übermittelt den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission die Ver- 
zeichnisse der zugelassenen Schlachtbetriebe 
und Zerlegungsbetriebe und teilt ihnen deren 
Verterinärkontrollnummern sowie den et- 
waigen Entzug einer Zulassung mit." 

2. In den Absätzen 3 und 4 desselben Artikels 5 
werden nach dem Wort „Schlachtbetrieb" jeweils 
die Worte „oder Zerlegungsbetrieb" eingefügt. 


Artikel 5 

Folgender Artikel wird nach Artikel 12 eingefügt: 

, Artikel 12 a 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende unverzüglich den durch Beschluß des Rates 
vom 15. Oktober 1968 eingesetzten Ständigen 
Veterinärausschuß, im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt, entweder von sich aus oder auf Antrag 
eines Mitgliedstaats. 

2. Im Ausschuß werden die Stimmen der Mitglied- 
staaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Ab- 
stimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf für die zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt binnen zwei Tagen zu diesen 
Maßnahmen Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen 
zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und sieht 
sofort deren Anwendung vor, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. Ist letz- 
teres nicht der Fall oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem Rat als- 
bald die zu treffenden Maßnahmen vor. Der Rat 
erläßt die Maßnahmen mit qualifizierter Mehr- 
heit. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. März 1974 - 1/4 -680 70 -E- Ge 44/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. Februar 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Hat der Rät nach Ablauf einer Frist von drei Mo- 
naten nach Unterbreitung des Vorschlags keine 
Maßnahmen erlassen, so trifft die Kommission 
die vorgeschlagenen Maßnahmen und sieht sofort 
deren Anv/endung vor/ 


A r t i k e 1 6 

Artikel 13 wird durch folgenden Text ersetzt: 

„Artikel 12 und Artikel 12 a gelten für 18 Monate 
vom Zeitpunkt an, zu dem der Ausschuß erstmals 
aufgrund von Artikel 12 Absatz 1 oder Artikel 12 a 
Absatz 1 oder aufgrund einer anderen entsprechen- 
den Regelung befaßt wird." 


Artikel? 

Die nachstehenden neuen Artikel 15 und 16 werden 
in Titel IV nach Artikel 14 eingefügt: 

„Artikel 15 

Die tierärztlichen Sachverständigen der Mitglied- 
Staaten und der Kommission führen Kontrollen an 
Ort und Stelle durch, um festzustellen, ob die Be- 
stimmungen dieser Richtlinie, und dabei insbeson- 
dere die der Kapitel I, Ta, II, II a des Anhangs I tat- 
sächlich angewandt werden. 

Die mit diesen Kontrollen beauftragten Sachverstän- 
digen der Mitgliedstaaten werden auf Vorschlag der 
Mitgliedstaaten von der Kommission benannt. 

Diese Kontrollen werden für Rechnung der Gemein- 
schaft durchgeführt, die die entsprechenden Kosten 
übernimmt. 

Die Modalitäten dieser Kontrollen werden nach dem 
Verfahren des Artikels 12 a festgelegt. 

Artikel 16 

Die Bestimmungen der Anhänge I, II, III und IV kön- 
nen nach dem Verfahren des Artikels 12 a geän- 
dert oder ergänzt werden." 

Artikel 8 

Die bisherigen Artikel 15, 16 und 18 werden die 
Artikel 17, 18 bzw. 19. 

A r t i k e 1 9 

Der neue Artikel IB Buchstabe b (bisher Artikel 16) 
wird wie folgt ergänzt: 

„Während eines Zeitraums von höchstens neun Jah- 
ren von dieser Bekanntgabe an ist es jedoch zuläs- 
sig, daß 

— Geflügel nicht den Ausweidearbeiten unterwor- 
fen wird, wie sie in der vorliegenden Richtlinie 
vorgesehen sind; 


— die für die Lebererzeugung gezüchteten Mast- 
schwimmvögel nicht den Schlacht- und Ausweide- 
arbeiten unterworfen werden, wie sie in dieser 
Richtlinie vorgesehen sind." 


Artikel 10 

Buchstabe u von Absatz 1 des Kapitels I in Anhang I 
wird wie folgt geändert: 

„Eine Anlage zur Wasserversorgung, die in aus- 
reichender Menge ausschließlich Trinkwasser liefert, 
das unter Druck steht; für die Erzeugung von Dampf 
und Feuerlöschung ist jedoch die Verwendung von 
Wasser, das Trinkwassereigenschaften nicht besitzt, 
ausnahmsweise unter der Bedingung erlaubt, daß 
die hierfür gelegten Leitungen eine anderweitige 
Verwendung des Wassers nicht zulassen. Ferner ist 
in Ausnahmefällen die Verwendung von Wasser, das 
Trinkwassereigenschaften nicht besitzt, zur Kühlung 
der Kühlmaschinen zulässig. Zu diesem Zweck sind 
die Leitungen für Wasser, das Trinkwassereigen- 
schaften nicht besitzt; deutlich von denen zu unter- 
scheiden, die für Trinkwasser verwendet werden und 
dürfen keine Räume durchqueren, in denen sich 
Fleisch befindet." 


Artikel 11 

Nach Kapitel I des Anhangs I wird folgendes Kapi- 
tel eingefügt: 

„KAPITEL la 

Bedingungen für die Zulassung 
von Zerlegungsbetrieben 

1. Die Zerlegungsbetriebe müssen sich jeweils auf 
dem Gelände eines zugelassenen Schlachtbetrie- 
bes befinden. Ausnahmen hiervon können je- 
doch durch die Mitgliedstaaten zugelassen wer- 
den, sofern beim Transport des Fleisches die 
strikte Einhaltung der in dieser Richtlinie vor- 
gesehenen Hygiene- und Temperaturbedingun- 
gen gewährleistet ist. 

2. Die Zerlegungsbetriebe dürfen nur frisches Ge- 
flügelfleisch verwenden, das in einem nach Arti- 

' kel 5 Absatz 1 dieser Richtlinie zugelassenen und 
kontrollierten Schlachtbetrieb gewonnen wurde. 

Fleisch, das nicht die Bedingungen von Artikel 3 
erfüllt, darf nur dann in Zerlegungsbetriebe ver- 
bracht werden, wenn es dort an eigens dafür 
vorgesehenen Orten gelagert wird; es muß an 
anderer Stelle und zu anderer Zeit zerlegt werden 
als das Fleisch, das den genannten Bedingungen 
entspricht. Der amtliche Tierarzt muß jederzeit 
freien Zugang zu den Kühllagern und zu sämt- 
lichen Arbeitsräumen haben, um die strikte Ein- 
haltung der genannten Bestimmungen zu gewähr- 
leisten. 
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3. Verwenden die Zerlegungsbetriebe anderes zer- 
legtes Fleisch als Geflügelfleisch, so muß es den 
einschlägigen Gemeinschaftsvorschriften entspre- 
chen. 

4. Zerlegungsbetriebe müssen über folgendes ver- 
fügen: 

a) einen ausreichend großen Kühlraum für die 
Aufbewahrung von Fleisch; 

b) einen Raum für das Zerlegen und Entbeinen 
und für das Umhüllen des Fleisches nach Maß- 
gabe der Nummer 35; 

c) einen Raum für die Verpackung nach Maßgabe 
der Nummer 34 und für den Versand des 
Fleisches; 

d) einen ausreichend ausgestatteten verschließ- 
baren Raum, der nur dem tierärztlichen Dienst 
zur Verfügung steht; 

e) Umkleideräume, Wasch- und Duschgelegen- 
heiten sowie Toiletten mit Wasserspülung, 
die keinen direkten Zugang zu den Arbeits- 
räumen haben und in deren Nähe sich Wasch- 
gelegenheiten befinden. Die Waschgelegen- 
heiten müssen mit fließendem kalten und war- 
men Wasser, Reinigungs- und Desinfektions- 
mitteln sowie nur einmal zu benutzenden 
Handtüchern ausgestattet sein; 

f) besondere wasserdichte, korrosionsfeste Be- 
hältnisse - mit dichtschließenden Deckeln, 
die so beschaffen sein müssen, daß eine unbe- 
fugte Entnahme des Inhalts verhindert wird - 
für die Aufnahme von Fleisch oder Fleisch- 
abfällen, die beim Zerlegen anfallen und nicht 
zum Genuß für Menschen bestimmt sind oder 
einen verschließbaren Raum für die Aufnah- 
me dieses Fleisches und der Abfälle, wenn 
das aufgrund der Menge erforderlich ist oder 
wenn dieses Fleisch und diese Abfälle nicht 
am Ende jedes Arbeitstages aus dem Betrieb 
entfernt oder vernichtet werden; 

g) in den unter den Buchstaben a und b vorge- 
sehenen Räumen über: 

— Fußböden aus wasserundurchlässigem, 
leicht zu reinigendem und zu desinfizieren- 
dem nicht faulendem Material, die so ange- 
legt sind, daß das Wasser leicht abfließen 
kann; die Ableitung dieses Wassers in ge- 
ruchsichere abgedeckte Abflüsse muß unter 
Luftabschluß erfolgen; 

— glatte Wände, die bis zu einer Höhe von 
mindestens 2 m mit einem hellen abwasch- 
festen Belag oder Anstrich versehen sind 
und deren Ecken und Kanten abgerundet 
sind; 

h) Kühlanlagen, die gewährleisten, daß die In- 
nentemperatur des Fleisches in den unter den 


Buchstaben a und b vorgesehenen Räum_en 
+ 4^ C niemals übersteigt; 

i) ein Registrierthermometer oder ein Registrier- 
fernthermometer im Zerlegungsraum; 

j) Einrichtungen, die jederzeit eine wirksame 
Durchführung der in dieser Richtlinie vorge- 
schriebenen tierärztlichen Untersuchungen ge- 
statten; 

k) Einrichtungen zur ausreichenden Be- und Ent- 
lüftung in den Räumen, in denen Fleisch ver- 
arbeitet wird; 

l) eine natürliche oder künstliche, Farben nicht 
verändernde Beleuchtung in den Räumen, in 
denen Fleisch bearbeitet wird; 

m) eine Anlage zur Wasserversorgung, die in 
ausreichender Menge ausschließlich Trinkwas- 
ser liefert, das unter Druck steht. Für die Er- 
zeugung von Dampf und zur Feuerlöschung 
ist jedoch die Verwendung von Wasser, das 
Trinkwassereigenschaften nicht besitzt, aus- 
nahmsweise unter der Bedingung erlaubt, daß 
die hierfür gelegten Leitungen eine anderwei- 
tige Verwendung des Wassers nicht zulassen. 
Ferner ist ausnahmsweise die Verwendung 
von Wasser, das Trinkwassereigenschaften 
nicht besitzt, zur Kühlung der Kühlmaschinen 
zulässig. Die Leitungen für Wasser, das Trink- 
wassereigenschaften nicht besitzt, sind von 
denen, die für Wasser verwendet werden, das 
Trinkwassereigenschaften besitzt, deutlich zu 
unterscheiden und dürfen keine Arbeitsräume 
und Räume für die Lagerung des Fleisches 
durchqueren; 

n) eine Anlage, die in ausreichender Menge hei- 
ßes Trinkwasser liefert; 

o) eine Anlage zur Ableitung von Abwasser, die 
den hygienischen Erfordernissen entspricht; 

p) in den Räumen, in denen Fleisch bearbeitet 
wird, über ausreichende Einrichtungen zur 
Reinigung und Desinfektion der Hände, der 
Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, 
die in größtmöglicher Nähe der Arbeitsplätze 
liegen müssen. Die Hähne dürfen nicht von 
Hand zu betätigen sein. Diese Einrichtungen 
müssen mit fließendem kalten und warmen 
Wasser, Reinigungs- und Desinfektionsmitteln 
sowie nur einmal zu benutzenden Handtü- 
chern ausgestattet sein. Das Wasser für die 
Reinigung der Geräte muß eine Temperatur 
von mindestens + 82° C haben; 

q) eine den hygienischen Erfordernissen entspre- 
chende Vorrichtung für den Transport von 
Fleisch, für das Abstellen der für das Fleisch 
verwendeten Behältnisse, damit weder das 
Fleisch noch die Behältnisse unmittelbar mit 
dem Boden in Berührung kommen; 
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r) geeignete Vorrichtungen zum Schutz gegen 
Ungeziefer (Insekten, Nagetiere usw.); 

s) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte 
wie zum Beispiel Tische, auswechselbare 
Schneideunterlagen, Behältnisse, Transport- 
bänder und Sägen aus korrosionsfestem, die 
Qualität des Fleisches nicht beeinträchtigen- 

' dem, leicht zu reinigendem und zu desinfizie- 
rendem Material. Die Verwendung von Holz 
ist untersagt."' 


Artikel 12 

Folgendes Kapitel wird nach Kapitel II des An- 
hangs I eingefügt: 

„K ABU EL 11 a 

Hygienevorschriften für Personal, Räume, 
Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte 
in Geflügelzerlegungsbetrieben 

1. Personal, Räume, Einrichtungsgegenstände und 
Arbeitsgeräte müssen ständig peinlich sauber 
sein: 

a) Das Personal hat insbesondere saubere, helle 
und leicht waschbare Arbeitskleidung und 
Kopfbedeckung zu tragen. Personen, die 
Fleisch bearbeiten, haben sich mehrmals im 
Laufe eines Arbeitstages sowie vor jeder 
Wiederaufnahme der Arbeit die Hände zu 
reinigen und zu desinfizieren. Personen, die 
mit kranken Tieren oder infiziertem Fleisch 
in Berührung gekommen sind, haben unver- 
züglich Hände und Arme mit warmem Was- 
ser gründlich zu waschen und dann zu des- 
infizieren. In den Arbeits- und Lagerräumen 
darf nicht geraucht werden; 

b) Mit Ausnahme der im Betrieb eingesetzten 
Zugtiere sind alle anderen Tiere von den 
Zerlegungsbetrieben fernzuhalten. Nagetie- 
re, Insekten und anderes Ungeziefer sind 
systematisch zu bekämpfen; 

c) Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte, 
die bei der Fleischbearbeitung verwendet 
werden, sind in einwandfreiem und sauberem 
Zustand zu halten. Sie sind mehrmals im, 
Laufe sowie am Ende eines Arbeitstages 
und bei Verunreinigung vor ihrer Wieder- 
verwendung sorgfältig zu reinigen und zu 
desinfizieren. 

2. Räume und Einrichtungsgegenstände dürfen nur 
für das Bearbeiten von Fleisch verwendet wer- 
den. Alle Geräte für die Fleischzerlegung dür- 
fen nur zu diesem Zweck benutzt werden, 

3. Das Fleisch und die Fleisch enthaltenden Be- 
hältnisse dürfen nicht unmittelbar mit dem Bo- 
den in Berührung kommen. 


4. Die Verwendung von Reinigungs-, Desinfek- 
tions- und Schädlingsbekämpfungsmitteln darf 
die Genußtauglichkeit des Fleisches nicht beein- 
trächtigen. 

5. Frisches Fleisch, das zerlegt werden soll, ist un- 
mittelbar nach seinem Eingang in den Zerle- 
gungsbetrieb und bis zu seiner Verwendung in 
den unter Nummer 4 Buchstabe a des Kapitels 
I a vorgesehenen Raum zu verbringen; in diesem 
Raum muß eine Innentemperatur von höchstens 
+ 4^ C für die Schlachtkörper und ihre Teile 
gewährleistet sein. 

6. Es ist untersagt, Sägemehl oder sonstige ähn- 
liche Stoffe auf den Boden der unter Nummer 4 
Buchstaben a, b und c des Kapitels I a genannten 
Räume zu streuen. 

7. Fleisch darf nur in der Menge, in der es unbe- 
dingt gebraucht wird, in die unter Nummer 4 
Buchstabe b des Kapitels I a genannten Räume 
gebracht werden und muß dort so kurz wie 
möglich verbleiben. 

Die Innentemperatur des Fleisches darf während 
der gesamten Dauer der Zerlegung. Entbeinung, 
Umhüllung und Verpackung + 4*^ C nicht über- 
schreiten. Die Raumtemperatur darf höchstens 
+ lO'^ C betragen. 

8. Die Zerlegung des Fleisches wird so durchge- 
führt, daß jede Verschmutzung des Fleisches 
vermieden wird. Knochensplitter und Blutge- 
rinnsel werden entfernt. Fleisch, das bei der 
Zerlegung abfällt und nicht zum Genuß für Men- 
schen bestimmt ist, ist sofort in die unter Num- 
mer 4 Buchstabe f des Kapitels I a vorgesehenen 
Behältnisse zu verbringen. 

9. Personen, die das Fleisch mit Krankheitskeimen 
infizieren können, dürfen beim Schlachten sowie 
beim Zerlegen, Bearbeiten und sonstigen Be- 
handeln von Fleisch nicht mitwirken; dieses Ver- 
bot gilt insbesondere für Personen, die 

a) an Typhus abdominalis, Paratyphus A und B, 
Enteritis infectiosa (Salmonellose), Ruhr, 
Hepatitis infectiosa oder Scharlach erkrankt 
oder einer dieser Krankheiten verdächtig 
sind oder Träger der Erreger dieser Krank- 
heiten sind; 

b) an ansteckungsfähiger Tuberkulose erkrankt 
oder dieser Krankheit verdächtig sind; 

c) an einer ansteckenden Hautkrankheit leiden 
oder einer solchen verdächtig sind; 

d) gleichzeitig eine Tätigkeit ausüben, durch 
die Krankheitserreger auf Fleisch übertragen 
werden können; 

e) einen Verband an den Händen tragen, mit 
Ausnahme eines wasserundurchlässigen Ver- 
bandes zum Schutz einer nicht eiternden Fin- 
gerwunde. 
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10. Bei den Personen, die mit Fleisch in Berührung 
kommen, ist durch ein ärztliches Gesundheits- 
zeugnis nachzuweisen, daß ihrer Tätigkeit nichts 
entgegensteht. Das Gesundheitszeugnis ist jedes 
Jahr oder jederzeit auf Anforderung des amt- 
lichen Tierarztes zu erneuern. Es muß dem amt- 
lichen Tierarzt zur Einsichtnahme zur Verfügung 
stehen." 

Artikel 13 

Folgendes Kapitel wird Kapitel VI des Anhangs I 

nachgestellt: 

K a p i t e 1 VI a 

Untersuchung des zerlegten Fleisches 

1. Die Zerlegungsbetriebe unterliegen der Kontrolle 
eines amtlichen Tierarztes. 

2. Die Kontrolle des amtlichen Tierarztes umfaßt 
folgende Aufgaben; 

a) Überwachung des Eingangsverzeichnisses für 
frisches Fleisch und des Ausgangsverzeichnis- 
ses für zerlegtes Fleisch; 

b) Untersuchung des im Zerlegungsbetrieb vor- 
handenen frischen Fleisches; 

c) Überwachung der Sauberkeit der Räume, der 
Einrichtungen und der Arbeitsgeräte sowie 
der Einhaltung der Hygienevorschriften für 
das Personal; 

d) Entnahme aller Proben, die zur Durchführung 
von Laboratoriumsuntersuchungen notwendig 
sind, mit denen zum Beispiel das Vorhanden- 
sein von Krankheitskeimen, Zusätzen oder 
anderen nicht zulässigen chemischen Stoffen 
festgestellt werden soll. Die Ergebnisse dieser 
Untersuchungen werden in ein Verzeichnis 
eingetragen; 


e) jede sonstige Überwachung, die der amtliche 
Tierarzt im Hinblick auf die Einhaltung der 
Richtlinienbestimmungen für zweckmäßig 
hält." 

Artikeln 

Der Anfang des zweiten Absatzes von Nummer 35 
des Kapitels X von Anhang I wird wie folgt geän- 
dert; 

„Diese Schutzhüllen müssen auf mindestens zwei 
Dritteln ihrer Fläche ganz durchsichtig und farblos 
sein ....." 

Artikell5 

In Anhang IV wird das Muster der Gesundheitsbe- 
scheinigung wie folgt geändert: 

a) Unter Punkt II werden folgende Worte hinzuge- 
fügt; „ Anschrift (en) und Veterinärkontrollnum- 
mer(n) des (der) zugelassenen Zerlegungsbetriebs 
(-betriebe) . . . "; 

b) unter Punkt IV wird der derzeitige Buchstabe c 
Buchstabe d und der neue Buchstabe c lautet wie 
folgt: „dieses Fleisch ist in einem zugelassenen 
Zerlegungsbetrieb zerlegt worden." 


Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser 
Richtlinie bis zum nachzukommen. 


Artikell? 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Begründung 


Der Rat hat am 15. Februar 1971 eine Richtlinie zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim Handelsver- 
kehr mit frischem Geflügelfleisch erlassen. Im inner- 
gemeinschaftlichen Handel ist sie im Februar 1973 
in Kraft getreten; in den einzelnen Mitgliedstaaten 
ist sie spätestens im Februar 1976 anzuwenden. 

Mit dem vorliegenden Vorschlag soll diese Richt- 
linie ergänzt und gleichzeitig geändert werden. Er- 
steres gilt insbesondere für die hygienischen Bedin- 
gungen, die bei der Zerlegung von Geflügelfleisch 
selbst und bei der Zulassung der Zerlegungsbetriebe 
eingehalten werden müssen. Die Änderungen betref- 
fen die Verlängerung der Frist, die eine Verschie- 
bung der Anwendung bestimmter Vorschriften der 
genannten Richtlinie - vornehmlich der Vorschriften 
für das Ausweiden der Tiere - ermöglicht. Diese 
Änderungen werden vorgeschlagen, nachdem sich 
bestimmte Mitgliedstaaten über die Zweck:mäßigkeit 
einer Verlängerung dieser Frist geäußert haben. 

Weitere Änderungen betreffen das Verfahren für 
Änderungen der Anhänge zur genannten Richtlinie 
und das System, mit dem die Anwendung dieser 
Richtlinie durch die Mitgliedstaaten überwacht wer- 
den soll. Vorgeschlagen wird das Verfahren des 
Ständigen Veterinärausschusses und eine Kontrolle 
durch die tierärztlichen Sachverständigen der Mit- 
gliedstaaten und der Kommission. 

Der vorliegende Vorschlag stützt sich auf die Arti- 
kel 43 und 100 des Vertrages, da er eine Richtlinie 
ändert, die sich ihrerseits auf diese Bestimmungen 
stützt. Er ist dem Europäischen Parlament und dem 
Wirtschafts- und Sozialausschuß zur Stellungnahme 
vorzulegen. 
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